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„Diskussion“ (lat.) lässt sich mit Aussprache, Meinungsaustausch 
übersetzen. 
Diskussionen, insbesondere über politische Themen, werden von 
manchen als nützlich für eine blühende Demokratie betrachtet. 
Das geht dann im Idealfall so: Die Beteiligten hören verschiede-
ne Ansichten und Argumente, wägen sorgfältig ab, bleiben dann 
bei ihrer Ansicht oder ändern ihre eigene Meinung sogar, sofern 
es gute Gegengründe gibt. 
Die Wirklichkeit sieht aber anders aus. In der ZEIT (Nr. 49 v. 
26.11.2020, S. 12) fand ich den Abdruck eines Streitgesprächs, 
das zwischen der GRÜNEN-Politikerin Canan Bayram und 
dem CDU-Mann Falko Liecke (stellvertretender Bürgermeister 
von Neukölln) geführt wurde. Es ging um die Frage, wie man 
mit der Kriminalität ausländischer Clans umgehen sollte. Für 
Frau Bayram war schon die Fragestellung problematisch, weil sie 
aus ihrer Sicht rassistisch unterlegt sei. Wichtiger als Strategien 
zur Bekämpfung der Clankriminalität seien vielmehr verstärk-
te Integrationsbemühungen des Staates, der den Jugendlichen 
Perspektiven aufzeigen solle. Sie stellt sich als Ergebnis vor, dass 
„Clan-Kinder“ zu ihrem Vater sagen: „Alter, was du gemacht hast, 
ist schlecht und schadet der Gesellschaft.“ Ob das ein Clanboss 
verständnisvoll aufnehmen würde? Die Teilnehmer des Streitge-
prächs gingen zwar höflich miteinander um. Als Grundlage für 
einen praktisch umsetzbaren Kompromiss wäre das Gespräch 
dennoch ungeeignet gewesen, weil keine der beteiligten Partei-
en sich in der Sache auch nur einen Zentimeter auf die andere 
zubewegt hatte.

Speziell in den sog. Talkshows finden nur noch Scheindiskus
sionen statt, der „talk“ wird durch die „show“ verdrängt. Von einer 
Aussprache oder einem Meinungsaustausch sind nur noch Spu-
renelemente vorhanden. Vor allem viele Politiker nutzen derar-
tige TV-Formate hauptsächlich zur Selbstdarstellung und lassen 
ihr Redeprogramm ablaufen. Was die Mitdiskutanten denken 
und sagen werden, ist ohnehin meistens bekannt, da braucht man 
gar nicht erst zuzuhören. Politiker können auch am besten die 
Phrasendreschmaschine bedienen. Evergreens sind etwa: „Man 

muss die Sorgen der Menschen ernst nehmen“, „Es ist wichtig, 
unbürokratisch zu helfen“, „Der Mittelstand muss entlastet wer-
den“. Das Repertoire umfasst neuerdings auch die Sätze „Es ist 
ernst, sehr ernst“ und – gewissermaßen als Kontrapunkt – „Es 
gibt Licht am Ende des Tunnels“. Und wenn die Bürgerinnen 
und Bürger sich leichtsinnig verhalten, müssen halt die „Zügel 
angezogen“ werden. Diese Sätze habe ich gefühlt etwa 200-mal 
gehört und gelesen. Derartige Auslassungen sind leicht verständ-
lich und klingen auch nicht völlig sinnfrei, sie lassen sich pro-
blemlos in fast jede „Talkrunde“ einwerfen. Da spielt es keine 
Rolle, dass am Ende keiner mehr so recht weiß, worüber konkret 
diskutiert wurde und ob etwas und gegebenenfalls was dabei he-
rausgekommen ist. Die Fernsehleute wissen das natürlich und 
denken sich vermutlich: Unsere Zuschauer haben überwiegend 
keine Ahnung von dem Streitthema, sie können mit Argumenten 
nichts anfangen. Wir laden deshalb Leute ein, bei denen mit 
einseitigen oder – besser noch – krawalligen Auftritten gerechnet 
werden kann; das ist unterhaltsam und treibt die Quote nach 
oben. 
Eine Petition, mit der ein gesetzliches Verbot von Talkshows 
gefordert wird, würde ich sofort unterschreiben.

Im privaten Bereich sollte man sich in den Zeiten der „political 
correctness“ bei Streitgesprächen zurückhalten. Ich lasse immer 
öfters die Finger von Aufregerthemen, zum Beispiel Homöo-
pathie, Veganismus oder Beamtenpensionen. Es gibt immerhin 
Rezepte gegen Streitgespräche, die aus dem Ruder zu laufen 
drohen. Ich habe sie gelegentlich erfolgreich ausprobiert. Eine 
Möglichkeit besteht darin, in kritischen Situationen nur etwas 
vor sich hinzumurmeln. Anschließend lässt sich einwenden, man 
sei missverstanden worden. Die Antwort „Ja, sehr interessant, 
darüber sollte man wohl nachdenken“ geht auch ganz gut. 

Ansonsten gilt die Regel, dass man wunderbar mit Leuten dis-
kutieren kann, die die eigene Ansicht teilen. 

� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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Im Oktober 2020 ist die 100. Ergänzungslieferung zu unserer bundesrechtlichen Vor-
schriftensammlung erschienen. Seit vielen Jahren bieten wir unseren Nutzerinnen und 
Nutzern damit ein fundiertes und speziell auf Ausbildung und Studium zugeschnittenes 
Werk zum Verwaltungsrecht, mit dem bereits viele Generationen ihre Prüfung erfolg-
reich abgelegt haben. Wir freuen uns, diesen Weg weiter mit Ihnen zu gehen – sei es 

mit Unterstützung der Printausgabe oder unserer digitalen Fassung.
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